Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 4109 

06. 10. 75 


Sachgebiet 8 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 und zur 
Vereinheitlichung der Regelung für die Zahlung der Familienleistungen 
an Arbeitnehmer, deren Familienangehörige in einem anderen als 
dem Beschäftigungsland wohnen 
— Drucksache 7/3589 — 

A. Problem 

Nach der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 erhalten Staatsange- 
hörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaften, 
die in einem anderen Mitgliedstaat außer Frankreich als Arbeit- 
nehmer beschäftigt sind, Kindergeld nach den Rechtsvorschrif- 
ten des Beschäftigungslandes auch für ihre im Heimatland le- 
benden Kinder (Beschäftigungslandprinzip). Arbeitnehmer, die 
in Frankreich arbeiten, erhalten für ihre im Heimatland leben- 
den Kinder die dortigen Leistungen, die Frankreich erstattet 
(Wohnlandprinzip). Nach Artikel 98 der Verordnung soll der 
Rat die Frage der Gewährung von Familienleistungen mit dem 
Ziel prüfen, zu einer für alle Staaten einheitlichen Regelung zu 
gelangen. 

B. Lösung 

Der Vorschlag der Verordnung sieht die Vereinheitlichung auf 
der Grundlage des Beschäftigungslandprinzips vor. 

Einmütige Kenntnisnahme im Ausschuß. 

C. Alternative 

Vereinheitlichung auf der Basis des Wohnlandprinzips entspre- 
chend dem Bundestagsbeschluß vom 5. Juni 1974 bei der Ver- 
abschiedung des Dritten Steuerreformgesetzes. 

D. Kosten 

Keine zusätzlichen Kosten für Bund, Länder und Gemeinden. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Augstein 

I. 

Der Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 
1408/71 und Nr. 574/72 und zur Vereinheitlichung 
der Regelung für die Zahlung der Familienleistun- 
gen an Arbeitnehmer, deren Familienangehörige in 
einem anderen als dem Beschäftigungsland wohnen 
— Drucksache 7/3589 — ist dem Deutschen Bundes- 
tag von der Bundesregierung zur Unterrichtung zu- 
geleitet worden. Der Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung hat den Vorschlag in seiner Sitzung am 
24. September 1975 beraten und einstimmig be- 
schlossen, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, 
von dem Verordnungsvorschlag Kenntnis zu neh- 
men. 

II. 

Der Vorschlag sieht vor, daß Staatsangehörige 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemein- 
schaften, die in einem anderen Mitgliedstaat als 
Arbeitnehmer beschäftigt sind, Kindergeld nach den 
Rechtsvorschriften des Beschäftigungslandes auch 
für ihre im Heimatland lebenden Kinder erhalten 
{Beschäftigungslandprinzip) . 

Zur Zeit gilt diese Regelung nur für Arbeitneh- 
mer, die in einem anderen Mitgliedstaate als Frank- 
reich beschäftigt sind. Arbeitnehmer, die in Frank- 
reich beschäftigt werden, erhalten für ihre im Hei- 
matland lebenden Kinder die dortigen Leistungen, 
die Frankreich erstattet (Wohnlandprinzip). 

Mit der vorgeschlagenen Änderung der EWG- 
Verordnungen Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 sollen die 
bestehenden Regelungen auf der Grundlage des Be- 

Bonn, den 30. September 1975 


schäftigungslandprinzips vereinheitlicht werden. Für 
die in der Bundesrepublik Deutschland beschäftigten 
Arbeitnehmer aus Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften würde sich durch den Verordnungs- 
vorschlag nichts ändern, also auch keine Mehrbe- 
lastung für den Bundeshaushalt verbunden sein. 

III. 

Bei der Prüfung des Verordnungsvorschlages ging 
der Ausschuß von dem Beschluß des Deutschen Bun- 
destages vom 5. Juni 1974 bei der Verabschiedung 
des Dritten Steuerreformgesetzes (Nr. II des An- 
trags des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
in Drucksache 7/2163) aus, in dem sich der Deutsche 
Bundestag bei der Regelung der Gewährung von 
Kindergeld an ausländische Arbeitnehmer aus Ver- 
tragsstaaten für ihre im Heimatland lebenden Kin- 
der grundsätzlich für das Wohnlandprinzip ausge- 
sprochen hat. 

Der Beschluß ist auch für die Regelung innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaften von Bedeutung, 
da bei den laufenden Assoziierungsverhandlungen 
der Europäischen Gemeinschaften mit Drittstaaten 
diese die Erstreckung der Gemeinschaftsregelungen 
auf ihre Staatsangehörigen, die in Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft als Arbeitnehmer erwerbstätig 
sind, fordern. Der Ausschuß ist deshalb der Auffas- 
sung, daß die Frage, nach welchem Prinzip diese 
Gemeinschaftsregelungen vereinheitlicht werden, 
von der Bundesregierung eingehend geprüft wer- 
den sollte. 

Andere Bestimmungen des Verordnungsvor- 
schlags hat der Ausschuß nicht beraten. 


Augstein 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Verordnungsvorschlag — Drucksache 7/3589 • — Kenntnis zu nehmen. 
Bonn, den 24. September 1975 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Sdiellenberg Augstein 

Vorsitzender Berichterstatter 
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